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des Gesetzes zur Deckung der Kosten für den Umsatz er- 
nährungswirtschaftlicher Waren und des Preisgesetzes — Nr. 284 
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stellung ersichtlichen Fassung zu genehmigen. 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes zur Erstreckung und zur Ver- 
längerung der Geltungsdauer des Bewirtschaflungsnot- 
gesetzes, des Gesetzes zur Deckung der Kosten für den 
Umsatz ernährungswirtschaftlicher Waren 
und des Preisgesetzes 

- Nr. 284 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur 
Erstreckung und zur Verlän- 
gerung der Geltungsdauer des 
Bewirtschaflungs not gesetzes, 
des Gesetzes zur Deckung der 
Kosten für den Umsatz er- 
nährungswirtschaftlicher Wa- 
ren und des Preisgesetzes. 

Der Bundestag hat mit Zustim- 
mung des Bundesrats das fol- 
gende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die unter Nr. 1 bis 5 
bezeichneten Gesetze und Ver- 
ordnungen des Wirtschaftsrates 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
werden in den Ländern Baden, 
Rheinland-Pfalz und Württemberg- 
Hohenzollern sowie in dem baye- 
rischen Kreis Lindau in Kraft ge- 
setzt. 


Beschlüsse des 23 . Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur 
Erstreckung und zur Verlän- 
gerung der Geltungsdauer des 
Bewirtschaftungsnotgesetzes , 
des Gesetzes zur Deckung der 
Kosten für den Umsatz er- 
nährungswirtschaftlicher Wa- 
ren und des Preisgesetzes. 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Die in Absatz 2 und 3 ge- 
nannten Gesetze und Verordnungen 
der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes werden in den 
Ländern Baden, Rheinland-Pfalz 
und Württemberg-Hohenzollern 
sowie in dem bayerischen Kreis 
Lindau in Kraft gesetzt. 
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Die Geltungsdauer dieser Gesetze 
und Verordnungen wird für das 
Gebiet der Bun d esrepu blik 
Deutschland bis zum 30. Sep- 
tember 1950 verlängert: 

1 . Gesetz über Notmaßnahmen auf 
dem Gebiet der Wirtschaft, der 
Ernährung und des Verkehrs 
(Bewirtschaftungsnotgesetz) vom 
30. Oktober 1947 (WiGßl. 1948 
S. 3) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes vom 5. August 
1948 (WiGBl. S. 82), des § 1 
des Zweiten Gesetzes über den 
vorläufigen Aufbau der Verwal- 
tung des Vereinigten Wirtschafts- 
gebietes (Zweites Überleitungs- 
gesetz) vom 19. Januar 1949 
(WiGBl. S. 9), des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Bewirt- 
schaftungsnotgesetzes vom 25. 
Februar " 1 949 (WiGBl. S. 17) 
sowie des Gesetzes zur Verein- 
fachung des Wirtschaftsstraf - 
rechts (Wirtschaftsstrafgesetz) 
vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193) mit der Maßgabe, daß 
§ 33 Absatz 1 in den Ländern 
Baden, Rheinland Pfalz und 
Württemberg-Hohenzollern so- 
wie in dem bayerischen Kreis 
Lindau keine Anwendung findet ; 


2. Erste Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über Not- 
maßnahmen auf dem Gebiet der 
Wirtschaft, der Ernährung und 
des Verkehrs (Bewirtschaftungs- 
notgesetz) vom 18. Dezember 
1947 (WiGBl. 1948 S. 7) in der 
Fassung der Verordnung zur 
Änderung der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Be- 
wirtschaftungsnotgesetz vom 

1. Juli 1948 (WiGBl. S. 64); 

3. Zweite Verordnung zur Durch- 
führung des Bewirtschaftungs- 
notgesetzes vom 23. April 1948 
(WiGBl. S. 37) in der Fassung 
des Gesetzes zur Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirt- 
schaftsstrafgesetz) vom 26. Juli 
1949 (WiGBl. S. 193); 


(2) Die Geltungsdauer der unter 
Nummern i bis 4 genannten Ge- 
setze und Verordnungen wird bis 
zum 30. Juni 1950 verlängert: 


1. Gesetz über Notmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Wirtschaft, 
der Ernährung und des Ver- 
kehrs (Bewirtschaftungsnotge- 
setz) vom 30. Oktober 19 17 
(WiGBl. 1948 S. 3) in der Fas- 
sung des Gesetzes zur Ände- 
rung des Bewirtschaftungsnot- 
gesetzes vom 5. August 1948 
(WiGBl. S. 82), des § 1 des 
Zweiten Gesetzes über den vor- 
läufigen Aufbau der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes (Zweites Uberleitungsge- 
setz) vom 19. Januar 1949 
(WiGBl. S. 9), des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Bewirt- 
schaftungsnotgesetzes vom 25. 
Februar" 1949 (WiGBl. S. 17), 
sowie des Gesetzes zur Verein- 
fachungdes Wirtschaftsstrafrechts 
(Wirtschaftsstrafgesetz) vom 26. 
Juli 1949 (WiGBl. S. 193) mit 
der Maßgabe, daß § 33 Absatz 1 
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land-Pfalz und Württemberg- 
FFohenzollern sowie in dem baye- 
rischen Kreis Lindau keine An- 
wendung findet; 

2. Erste Verordnung zur Durch- 
führung des Gesetzes über Not- 
maßnahmen auf dem Gebiet 
der Wirtschaft, der Ernährung 
und des Verkehrs (Bewirtschaf- 
tungsnotgesetz) vom 1 8. Dezem- 
ber 1947 (WiGBl. 1948 S. 7) 
in der Fassung der Verordnung 
zur Änderung der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Be- 
wirtschaftungsnotgesetz vom 1. 
Juli 1948 (WiGBl. S. 64); 

3. Zweite Verordnung zur Durch- 
führung des Bewirtschaftungs- 
notgesetzes vom 23. April 1948 
(WiGBl. S. 37) in der Fassung 
des Gesetzes zur Vereinfachung 
des Wirtschaftsstrafrechts (Wirt- 
schaftsstrafgesetz) vom 26. Juli 
1949 (WiGBl. S. 193). 
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Siche Absatz 3. 


4. Gesetz zur Deckung der Kosten 
für den Umsatz ernährungs- 
wirtschaftlicher Waren vom 3. 
November 1948 (WiGBl. S. 117) 
mit der Maßgabe, daß Ausgleichs- 
abgaben auch bei hochwer- 
tigen Fischen und Fischerzeug- 
nissen erhoben werden können; 

5. Übergangsgesetz über Preisbil- 
dung und Preisüberwachung 
(Preis gesetz) vom 10. April 1948 
(WiGBl. S. 27) Gesetz zur Ver- 
längerung des Übergangsgesetzes 
über Preisbildung und Preis- 
überwachung (Preisgesetz) vom 
3. Februar 1949 (WiGBl. S. 14). 


( 2 ) Die Dritte Verordnung zur 
Durchführung desBewirtschaftungs- 
notgesetzes - (Kraftfahrzeugbenut- 
zungsverordnung vom 28. Dezem- 
ber 1948 (WiGBl. 1949 S. 1) tritt 
am 3 1 . Dezember 1949 außer Kraft. 


4 . Übergangsgesetz über Preisbil- 
dung und Preisüberwachung 
(Preisgesetz) vom 10. April 1948 
(WiGBl. S. 27) Gesetz zur Ver- 
längerung des Ubergangsgcset- 
zes über Preisbildung und Preis- 
überwachung (Preisgesetz) vom 
3. Februar 1949 (WiGBl. S. 14). 

(3) Die Geltungsdauer des Ge- 
setzes zur Deckung der Kosten 
für den Umsatz ernährungs wirt- 
schaftlicher Waren vom 3. Novem- 
ber 1949 (WiGBl. S. 117) wird 
mit der Maßgabe bis zum 31 . 
März 1950 verlängert, daß Aus- 
gleichsabgaben auch für nicht be- 
wirtschaftete Fische und Fisch- 
erzeugnisse erhoben werden kön- 
nen. 

( 4 ) Die Dritte Verordnung zur 
Durchführung des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes (Kraftfahrzeug- 
benutzungsverordnung) vom 28. 
Dezember 1948 (WiGBl. 1949 S. 1) 
tritt am 31. Dezember 1949 außer 
Kraft. 


§ 2 

(1) Anordnungen der Bundes- 
minister auf Grund der in § 1 
Absatz 1 genannten Gesetze und 
Verordnungen bedürfen nicht der 
Zustimmung des Bundesrats. 


§ la 

( 1 ) In § 1 Absatz 1 Satz 2 und 
in § 1 Absatz 2 des Bewirtschaf- 
tungsnotgesetzes werden hinter 
die Worte »Ein- und Ausfuhr” 
die Worte „sowie den Interzonen- 
handel” eingefügt. 

( 2 ) In § 11 Satz 2 der Ersten 
Verordnung zur Durchführung 
des Bewirtschaftungsnotgesetzes 
werden hinter die Worte „bezo- 
gen“ die Worte „oder in diese 
verbracht werden“ eingefügt. 

5 2 

Anordnungen der Bundesmini- 
ster auf Grund der in § 1 Absatz 2 
und 3 genannten Gesetze und Ver- 
ordnungen bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesrates, wenn sie 
die Bewirtschaftung von Rohstof- 
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(2) Soweit die in § 1 Absatz 1 
genannten Gesetze und Ver- 
ordnungen von den Ländern 
als eigene Angelegenheit aus- 
geführt werden, kann die Bun- 
desregierung für besondere 
Fälle Einzelweisungen ertei- 
len. Sie sind, außer wenn die 
Bundesregierung den Fall für 
dringlich erachtet, an die 
fachlich zuständigen obersten 
Landesbehörden zu richten. 

§ 3 

(1) Soweit die in § 1 Absatz 1 
genannten Gesetze und Ver- 
ordnungen ein Amtsblatt einer 
Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes als Ver- 
kündungsbiatt bestimmen, 
tritt an seine Stelle der Bun- 
desanzeiger. 

(2) Hiervon abweichend 
können verkündet werden: 

a) Tarife des Post- und Fern- 
meldewesens im Amtsblatt 
des Bundespostminister i- 
ums. 

b) Eisenbahntarife im Tarif- 
und Verkehrsanzeiger der 
Eisenbahnen des öffent- 
lichen Verkehrs im Bundes- 
gebiet, 

c) andere Verkehrstarife ein- 
schließlich der Tarife der 
Spedition und Lagerei und 
der Abgabentarife der 
Schiffahrt im Verkehrsblatt 
des Bundes. 

(3) An Stelle der Veröffent- 
lichung nach Absatz 2 reicht 
es aus, wenn ohne Bekannt- 
gabe des vollen Wortlauts das 
In- und Außerkrafttreten des 
Tarifs sowie seine Änderung 
und Ergänzung unter genauer 
Bezeichnung des Tarifs, seiner 
Fundstelle und des Bezugs- 
nachweises dafür in den in 
Absatz 2 bezeichneten Amts- 
blättern bekanntgemacht 
werden. 

(4) Wird ein für eine be- 
stimmte Zeit eingeführter 
Tarif gemäß Absatz 3 unter 


stoffen oder Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft oder von Haupt- 
nahrungsmitteln regeln oder wenn 
sie eine grundlegende Bedeutung 
für den gesamten Preisstand, insbe- 
sondere die Lebenshaltung haben. 


§ 3 

fällt fort. 
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Angabe seiner Geltungsdauer 
bekannt gemacht, so braucht 
sein Außerkrafttreten nach 
dem Zeitablauf nicht bekannt- 
gemacht zu werden. 

§ 4 

Der zuständige Bundesminister 
ist ermächtigt, die in § 1 Absatz 1 
genannten Gesetze und Verord- 
nungen unter Berücksichtigung der 
Artikel 122 und 129 des Grund- 
gesetzes in der jetzt geltenden 
Fassung mit neuem Datum bekannt- 
zumachen und dabei die Paragra- 
phenfolge zu ändern und Berichti- 
gungen vorzunehmen. Diese .Er- 
mächtigung steht in Ansehung des 
Be wirtschaf tun gsnotgesetzes den 
Bundesministern für Wirtschaft, für 
Ernährung, Land wirrschaft und 
Forsten und für Verkehr gemein- 
sam zu. 


§ 5 


Dieses Gesetz tritt mit dem 
nach seiner Verkündun 
Kraft. 


Tage 
g in 


§ 4 

Der zuständige Bundesminister ist er- 
mächtigt, die in § 1 Absatz 2 und 3 ge- 
nannten Gesetze und Verordnungen 
unter Berücksichtigung der Artikel 
122 und 129 des Grundgesetzes 
in der jetzt geltenden Fassung mit 
neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei die Paragraphenfolge zu 
ändern und Berichtigungen vorzu- 
nehmen. Diese Ermächtigung steht 
in Ansehung des Bewirtschaftungs- 
notgesetzes den Bundesministern 
für Wirtschaft, für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und 
für Verkehr gemeinsam zu. 


§ 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
vom 1. Januar 1950, hinsichtlich 
der Strafbestimmungen jedoch erst 
am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 
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